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ERLÄUTERUNGEN 
ZUM OPEN DOORS-WELTVERFOLGUNGSINDEX 2011 

 
Berichtszeitraum: 1. November 2009 bis 31.Oktober 2010 

 

 
Hinweise zur Erstellung  

 
Open Doors schätzt, dass weltweit rund 100 Millionen Christen aufgrund ihres Glaubens verfolgt 
werden. Christen sind damit die größte Gruppe aller aus religiösen Gründen Verfolgten.  
 
Der jährlich von Open Doors veröffentlichte Weltverfolgungsindex ist eine Aufstellung von 50 Ländern, 
in denen Christen am stärksten verfolgt oder benachteiligt werden. Der Weltverfolgungsindex erscheint 
seit 1993 und beleuchtet regelmäßig die Situation verfolgter Christen nach Ländern geordnet. Die 
Rangliste - die erste und älteste ihrer Art – soll Kirchen, Gesellschaft, Medien und Politik die Situation 
der verfolgten Christen bewusst machen, um ihnen effektiv auf verschiedenen Ebenen helfen zu kön-
nen. 
 
Jedes Jahr bewertet eine internationale Arbeitsgruppe von Open Doors die Situation für Christen in 
Ländern mit eingeschränkter Religionsfreiheit aufgrund:  
 
 

- veröffentlichter Berichte zu Übergriffen auf Christen im Berichtszeitraum  
- Informationen aus erster Hand durch eigene Befragung vor Ort  
- Einschätzungen von Experten  

 
 
 
Informationen aus erster Hand 
 
Open Doors ist als überkonfessionelles christliches Hilfswerk seit Jahrzehnten durch eigene Mitarbeiter 
in den Ländern mit Christenverfolgung präsent, meist im Untergrund und arbeitet konfessionsübergrei-
fend mit den Untergrundkirchen der jeweiligen Länder zusammen. Für den Weltverfolgungsindex be-
fragt Open Doors jährlich zumeist Mitarbeiter, Pastoren und Kirchenleiter vor Ort zur aktuellen Situati-
on sowie Experten. Die Platzierung eines Landes ergibt sich nicht nur aus bekannt gewordenen Über-
griffen auf Christen im Berichtszeitraum, sondern spiegelt vielmehr den grundsätzlichen Grad der Reli-
gionsfreiheit für Christen im jeweiligen Land wider. Wenn Informationen aus einem Land nicht erhält-
lich oder unsicher sind, wirkt sich das in der Platzierung zugunsten des Landes aus - selbst wenn der 
tatsächliche Grad der Verfolgung möglicherweise höher liegt. Eine Verschiebung in der Rangfolge im 
Index sagt nicht unbedingt etwas darüber aus, ob die Situation für Christen besser geworden ist. So 
kann sich die Lage in anderen Ländern stärker verschlechtert haben, so dass ein Land „überholt“ wird.  
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Bei der Erhebung für den Weltverfolgungsindex werden verschiedene Aspekte der Religionsfreiheit be-
leuchtet, wie beispielsweise:  
 
 
Rechtlicher und offizieller Status von Christen: 
 

- Ist Religionsfreiheit mit dem Recht auf öffentliche Versammlungen in der Landesverfassung 
und/oder Gesetzen verankert?  

- Haben alle Staatsbürger gleiche Rechte und Pflichten?  
- Haben die Bürger das Recht, ungestraft zum Christentum zu konvertieren oder müssen sie be-

fürchten, aufgrund ihres Religionswechsels vor Gericht gestellt zu werden?  
- Gibt es eine verpflichtende Staatsreligion für jeden Bürger?  
- Dürfen Christen ihre Religion öffentlich ausüben?  
- Bestehen im Land Gesetze gegen Religionswechsel (Anti-Konversionsgesetze) oder Blasphemie 

zum Schutz einer bestimmten Religion?  
 

 
Die tatsächliche Situation der im Land lebenden Christen: 
 

- Werden Christen ihres Glaubens wegen verhaftet oder getötet?  
- Werden Christen ihres Glaubens wegen zu Gefängnis- oder Arbeitslagerstrafen verurteilt bzw. 

in die Psychiatrie eingewiesen?  
 

 
Reglementierungen durch den Staat:   
 

- Dürfen christliche Literatur und Bibeln im Land gedruckt, verbreitet bzw. eingeführt werden? 
Gilt dies für jede im jeweiligen Land gesprochene Sprache?  

- Werden christliche Veröffentlichungen zensiert/verboten?  
- Dürfen Kirchen gebaut, renoviert oder Räume für gemeindliche Zwecke gemietet/gekauft wer-

den?  
- Müssen sich christliche Gemeinschaften registrieren lassen? Ist dies in einem überschaubaren 

Zeitraum und unter zumutbaren Bedingungen möglich?  
 

 
Faktoren, die die Religionsfreiheit in einem Land untergraben können: 
 

- Werden Versammlungsorte von Christen oder deren Häuser angegriffen?  
- Gehen Behörden den Beschwerden und Anzeigen von Christen wegen nicht-staatlicher Über-

griffe nach? Ermitteln Sicherheitskräfte bzw. staatliche Stellen nach solchen Übergriffen?  
- Initiieren bzw. unterstützen Medien Hetzkampagnen gegen christliche Minderheiten? Wenn ja, 

wie geht der Staat damit um?   
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Open Doors - Weltverfolgungsindex 2011 
 

     Platz Land  Punkte 20111 2010  WVI-Platz 2010    Trend2      Abweichung3  

1. Nordkorea  90,5  90,5 1  0 0,0 

2. Iran  67,5  65,5 2  0 0,0 

3. Afghanistan  66,0  61,5 6 - 1,5 

4. Saudi-Arabien  64,5  63,5 3  0 2,0 

5. Somalia  64,0  62,5 4  0 1,0 

6. Malediven  63,0  62,0 5  0 0,0 

7. Jemen  60,0  60,5 7  0 2,0 

8. Irak  58,5  48,0 17  - 0,0 

9. Usbekistan  57,5  56,0 10  0 0,0 

10. Laos  56,0  56,0 9  0 0,0 

11. Pakistan  55,5  51,5 14  - 0,0 

12. Eritrea  55,0  54,5 11  0 3,5 

13. Mauretanien  53,5  59,5 8  + 0,0 

14. Bhutan  53,5  53,5 12  0 0,0 

15. Turkmenistan  51,5  49,5 15  0 0,0 

16. China  48,5  51,5 13  + 0,0 

17. Katar  48,5  48,0 18  0 0,0 

18. Vietnam  48,0  46,0 21  0 0,0 

19. Ägypten  47,5  47,0 20  0 0,0 

20. Tschetschenien  47,0  47,0 19  0 0,0 

21. Komoren  46,5  48,0 16  0 0,0 

22. Algerien  45,0  41,0 25  - 0,0 

23. Nigeria (Nord)  44,0  41,0 27  - 2,0 

24. Aserbaidschan  43,5  42,0 24  0 0,0 

25. Libyen  41,0  42,5 22  0 0,0 

26. Oman  41,0  40,0 28  0 1,0 

27. Burma/Myanmar  40,0  42,0 23  0 0,0 

28. Kuwait  40,0  38,0 31  0 0,0 

29. Brunei  39,5  38,5 29  0 1,5 

30. Türkei  39,5  36,0 35  - 2,0 

31. Marokko  39,5  34,0 37  - 0,0 

32. Indien  39,0  41,0 26  0 0,0 

33. Tadschikistan  38,0  38,0 32  0 0,0 

34. Vereinigte Arabische Emirate 37,5  37,0 33  0 2,0 

35. Sudan (Nord)  37,0  38,0 30  0 0,0 

36. Sansibar  36,0  36,0 34  0 0,0 

37. Tunesien  35,0  30,0 43  - 0,0 

38. Syrien  34,5  30,0 41  - 0,0 

39. Dschibuti  33,5  34,0 36  0 0,0 

40. Jordanien  33,5  32,0 39  0 0,0 

41. Kuba  33,5  32,0 38  0 0,0 

42. Weißrussland  32,0  30,0 42  0 3,0 

43. Äthiopien  30,0  29,5 44  0 0,0 

44. Palästinensergebiete  29,5  27,5 46  0 1,5 

45. Bahrain  28,5  27,0 47  0 1,5 

46. Kirgisistan  28,5  26,5 49  0 0,0 

47. Bangladesch  27,5  29,0 45  0 0,0 

48. Indonesien  26,5  26,5 48  0 0,0 

49. Sri Lanka  26,0  30,0 40  + 0,0 

50. Malaysia  22,5  21,5 -  0 0,0 

50.      Russland  22,5  18,5 -  - 0,0 
© 2011 Open Doors International 

                                                 
1 Punkte: 0= völlige Freiheit    100= totale Unterdrückung 
2 Trend: „+“=mind. 2,5 Punkte niedriger als im Vorjahr / “-„=mind. 2,5 Punkte höher / „0“=keine mind. 2,5 Punkteveränderung  
3 Abweichung: evtl. aufgrund fehlender oder nicht bestätigter Informationen nicht vergebene Punkte 

 



 

Seite 4 von 15        www.opendoors-de.org 

 

 

Länderinformationen zum Weltverfolgungsindex 2011 
 
Die ersten zehn Länder im Detail 
 
Platz 1: Nordkorea   (Vorjahr: 1) 
Platz 2: Iran    (Vorjahr: 2) 
Platz 3: Afghanistan   (Vorjahr: 6) 
Platz 4: Saudi-Arabien   (Vorjahr: 3) 
Platz 5: Somalia   (Vorjahr: 4) 
Platz 6: Malediven   (Vorjahr: 5) 
Platz 7: Jemen    (Vorjahr: 7) 
Platz 8: Irak    (Vorjahr: 17) 
Platz 9: Usbekistan   (Vorjahr: 10) 
Platz 10: Laos    (Vorjahr: 9) 
 
 
Informationen zu einigen Ländern nach Platzierung  
Platzierung 11 bis 30 
Platzierung 31 bis 49 
 
Neu im Weltverfolgungsindex: Platz 50: Malaysia und Russland 
 
Nicht mehr im Weltverfolgungsindex: Kenia (Nord)  
 
 
  

Die ersten zehn Länder im Detail 
 
Platz 1: Nordkorea (Vorjahr: 1) 
Zum neunten Mal in Folge belegt das diktatorisch geführte Land den ersten Platz auf dem Open Doors-
Weltverfolgungsindex 2011 (WVI). Die allgemeinen Veränderungen im Land wirkten sich negativ auf die 
gesamte Bevölkerung aus. Aufgrund der Währungsreform haben vermutlich zwei von zehn Menschen 
ihre Wohnung bzw. ihr Haus verloren, weil sie gezwungen waren, es zu verkaufen. Neben der wirt-
schaftlichen Krise wurde Nordkorea von Naturkatastrophen heimgesucht. Dutzende von Menschen 
starben bei Überschwemmungen und Erdrutschen, verursacht durch einen Taifun. Im September 2010 
wurde Kim Jong Un, der dritte Sohn von Regierungschef Kim Jong Il, offiziell zum General ernannt und 
in das Zentralkomitee der Partei berufen sowie zum stellvertretenden Vorsitzenden der Militärkommis-
sion befördert. Dies gilt als Bestätigung, dass Kim Jong Un die Nachfolge seines kranken Vaters Kim 
Jong Il antreten soll. Fraglich ist, ob sich die Lage für die Christen verändert, wenn Kim Jong Un der 
neue Führer des Landes wird.  
 
Die harsche Verfolgung der Christen hält an. Das Land ist tief geprägt von einem Personenkult nach 
stalinistischer Tradition, durch den der verstorbene Diktator Kim Il Sung quasi zu einem Gott erhoben 
wird. Die Regierung setzt die "Juche"-Philosophie (sprich "Dschutsche"), einschließlich der Verehrung 
Kim Il Sungs und seines Sohnes Kim Jong Ils rücksichtslos durch. Jedwede religiöse Aktivität wird vom 
Regime als Angriff auf die sozialistischen Prinzipien Nordkoreas wahrgenommen. Christen haben kei-
nerlei Existenzberechtigung in Nordkorea. Gläubige, die sich nur heimlich im Untergrund versammeln, 
stehen immer in der Gefahr, entdeckt zu werden. Ihnen droht Gefängnis, Arbeitslager oder die Hinrich-
tung. Im Berichtszeitraum wurden Hunderte von Christen aus verschiedenen Gründen verhaftet. Einige 
sind getötet, andere in politische Straflager deportiert worden. So entdeckten Polizisten im Mai 2010 
eine christliche Hauskirche aus 23 Gläubigen in der Provinz Pyungsung. Drei von ihnen wurden sofort 
zum Tod verurteilt, die übrigen zwanzig Christen kamen in ein Arbeitslager.  
 
 
Platz 2: Iran (Vorjahr: 2) 
Die Islamische Republik Iran verbleibt auf Platz 2 des WVI. Im Berichtszeitraum kam es weiterhin zu 
Verhaftungswellen von Christen, vor allem im Dezember 2009 und den ersten drei Monaten des Jahres 
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2010. Viele Gottesdienste werden von der Geheimpolizei überwacht. Auf Christen, die sich in Gemein-
den oder Hausgemeinden engagieren, wird Druck ausgeübt. Sie werden vernommen, verhaftet, miss-
handelt und ins Gefängnis gesteckt. Einzelne Christen werden auch von Teilen der Gesellschaft unter-
drückt. Während des Berichtszeitraums gab es häufig Demonstrationen gegen die iranische Regierung. 
Möglicherweise als Gegenreaktion geht das Regime verstärkt gegen Christen vor. Mehrere hundert 
Christen wurden verhaftet. Viele kamen auf Kaution wieder frei, doch sind noch Gerichtsverfahren ge-
gen sie anhängig und sie können jederzeit verurteilt werden. Viele Christen werden nach ihrer Entlas-
sung aus dem Gefängnis weiterhin überwacht und bedroht. Widerstand kommt auch aus den Reihen 
islamischer Fundamentalisten, besonders gegen Christen, die mit Muslimen über das Evangelium spre-
chen. Auch von der eigenen Familie droht Verfolgung: Ein Konvertit aus dem Islam wurde von einem 
Familienmitglied so sehr verprügelt, dass er an seinen Verletzungen starb. Doch trotz der Verfolgung 
wächst die iranische Kirche. 450.000 Christen leben im Iran. Darunter sowohl Mitglieder ethnischer 
Kirchen als auch Christen muslimischer Herkunft. Der Bedarf an christlicher Literatur ist hoch. Hunderte 
von Bibeln sind im ersten Halbjahr 2010 von Sicherheitskräften beschlagnahmt und verbrannt worden.  
 
Der Islam ist Staatsreligion im Iran. Alle Gesetze und Vorschriften müssen mit der offiziellen Interpreta-
tion der Gesetze der Scharia (islamisches Recht) übereinstimmen. Obwohl ethnische Christen (Armenier 
und Assyrer) als religiöse Minderheit offiziell anerkannt und geschützt sind, berichten auch sie von In-
haftierungen, körperlichen Misshandlungen, Einschränkungen und Diskriminierung aufgrund ihres 
Glaubens. Armenische und assyrische Gemeinden dürfen ihre Mitglieder nur in ihrer eigenen Sprache 
unterweisen. Christen muslimischer Herkunft zu unterstützen, ist ihnen verboten. Die offizielle Interpre-
tation der Scharia sieht die Todesstrafe für jeden Muslim vor, der den Islam verlässt, um eine andere 
Religion anzunehmen.  
 
Platz 3: Afghanistan (Vorjahr: 6) 
Die Situation der Christen in Afghanistan hat sich im vergangenen Jahr verschlechtert. Besonders Chris-
ten muslimischer Herkunft sind intensiver Verfolgung ausgesetzt. Es gibt nur sehr wenige Christen im 
Land. Afghanische Gläubige werden von der vorwiegend muslimischen Gesellschaft nicht akzeptiert. 
Die Gesetzgebung ist hinsichtlich der Rechte für religiöse Minderheiten nicht eindeutig. Im Mai und 
Juni 2010 veröffentlichte der Fernsehsender "Noorin TV" Bilder einer Taufe von Muslimen, die zum 
Christentum konvertiert waren. Ihre Gesichter wurden in dem Beitrag offen gezeigt. Christlichen Hilfs-
organisationen wurde dabei Evangelisation unter Muslimen vorgeworfen. Die Reportage löste drasti-
sche Reaktionen bis in höchste Regierungskreise des streng islamischen Landes aus. Der Sekretär des 
Unterhauses forderte bei einer Parlamentssitzung die Hinrichtung von Apostaten. Hunderte verärgerter 
Studenten demonstrierten in der Hauptstadt Kabul und anderen Städten. Dabei stießen die Demonst-
ranten Morddrohungen gegen christliche Konvertiten aus und verlangten die Ausweisung christlicher 
Organisationen. Im ganzen Land verstärkte sich der Druck auf afghanische Christen. Viele von ihnen 
flohen in der Folgezeit aus dem Land oder tauchten unter. 2010 kam es zu etlichen Verhaftungen von 
Christen.  
 
Im August wurden christliche Entwicklungshelfer von Taliban getötet. Derzeit wird öffentlich darüber 
debattiert, ob ein Afghane - dem kulturellen Selbstverständnis nach per Definition Muslim - auch Christ 
werden kann und welche Rechte ihm für diesen Fall zustünden. Das ist bislang einzigartig in der Ge-
schichte des Landes. Als Christ in Afghanistan zu leben, ist immer noch außerordentlich schwierig, denn 
der Islam ist offiziell Staatsreligion. Dementsprechend basiert die Verfassung des Landes auf islami-
schen Grundsätzen, und kein Gesetz darf den Überzeugungen und Vorschriften des Islam widerspre-
chen. Auch der gesellschaftliche Druck auf Christen ist immens. Einheimischen, die ihren Übertritt zum 
Christentum nicht verborgen hielten, wurde oft mit Gewalt oder sogar mit der Ermordung gedroht – 
auch durch die eigene Familie. Diese Einschüchterungen sollen Christen zwingen, ihrem neuen Glauben 
abzuschwören. Infolgedessen praktizieren die meisten afghanischen Christen ihren Glauben nicht in der 
Öffentlichkeit. Sie fühlen sich auch nicht frei, eine Hausgemeinde zu besuchen oder sich zu versam-
meln.  
 
Platz 4: Saudi-Arabien (Vorjahr: 3) 
Die veränderte Position von Saudi-Arabien im WVI ergibt sich durch die verschlechterte Lage der Chris-
ten in Afghanistan (3). Aus dem verschlossenen wahhabitischen Königreich dringen kaum Informatio-
nen über die Lage der Christen nach außen. Erst für diesen Berichtszeitraum erreichten Open Doors 
Meldungen, nach denen im Jahr 2009 etliche Christen ihres Glaubens wegen körperliche Gewalt ertra-
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gen mussten. Am 1. Oktober 2010 verhaftete die Religionspolizei "Muttawa" bei einem Gottesdienst in 
einem Privathaus zwölf philippinische Christen und einen Priester. Ihnen wurden evangelistische Aktio-
nen unter Muslimen vorgeworfen. Sie kamen teils gegen Kaution wieder auf freien Fuß. Einige Christen 
sind wegen der herrschenden Unterdrückung aus dem Land geflohen. In manchen Fällen ist ihr Leben 
weiterhin gefährdet. Die meisten Christen in Saudi-Arabien sind Ausländer bzw. ausländische Gastar-
beiter, mehrheitlich Philippinos. Gastarbeiter werden nicht nur schlecht bezahlt, sondern sind auch 
wegen ihres christlichen Glaubens regelmäßig verbaler und körperlicher Gewalt ausgesetzt.  
 
Religionsfreiheit existiert nicht in dem wahhabitischen Königreich, das seinen Bürgern nur die Zugehö-
rigkeit zu einer einzigen Religion gestattet: dem Islam. Die freie Wahl der persönlichen Religion oder 
gar ein Religionswechsel sind verboten. Das Rechtssystem basiert auf dem islamischen Recht, der Scha-
ria. Apostasie, der Übertritt eines Muslims zu einer anderen Religion, ist ein todeswürdiges Verbrechen, 
dessen Ahndung nur durch den Widerruf des "Abtrünnigen" vermieden werden kann. Zwar erkennt die 
Regierung das Recht von Nicht-Muslimen an, Gottesdienste im privaten Rahmen zu halten, doch die 
"Mutawwa" respektiert dieses Recht oft nicht. Auch die oben erwähnten 13 Christen wurden im Okto-
ber 2010 von dieser Religionspolizei verhaftet. Die öffentliche Ausübung nicht-muslimischer Anbetung 
ist untersagt. Nicht-Muslimen, die an derartigen Aktivitäten beteiligt sind, drohen Verhaftung, Inhaftie-
rung, Auspeitschung, die Abschiebung und manchmal Folter. Ehemalige Muslime müssen befürchten, 
als Christen Opfer von "Ehrenmorden" zu werden, wenn ihre Familie oder ihr gesellschaftliches Umfeld 
ihren neuen Glauben entdeckt.  
 
Platz 5: Somalia (Vorjahr: 4) 
In Somalia hat sich die Lage für Christen im Berichtszeitraum verschlimmert. Somalische Medien zeich-
nen von Christen ein negatives Bild. Mindestens acht Christen wurden aufgrund ihres Glaubens ermor-
det. Rund ein Viertel der einheimischen Gläubigen, die sich ohnehin nur im Untergrund versammeln 
können, ist aus dem Land geflohen. Die Republik Somalia, befindet sich seit 1991 im Bürgerkrieg und 
kann in folgende Regionen unterteilt werden: Somaliland (im Nordwesten), das sich selbst für unab-
hängig erklärte, das autonome Puntland (im Nordosten) sowie Südsomalia mit der Hauptstadt Mogadi-
schu. Während Somaliland und Puntland recht stabil sind, kontrollieren radikal-islamische Milizen wie 
die Al-Shabaab und die rivalisierende Hizbul-Islam den Hauptteil des Südens Somalias und bekämpfen 
die Übergangsregierung in der Hauptstadt Mogadischu. Die islamistische Gruppe Al-Shabaab, die 90 
Prozent Südsomalias kontrolliert, setzt in den von ihr beanspruchten Gebieten eine harsche Anwen-
dung des Islams bzw. des islamischen Rechts durch. Sie strebt danach, in Somalia einen islamischen 
Gottesstaat zu errichten. Diese Miliz hat sich während des Berichtszeitraums unter dem Einfluss von Al 
Kaida stark radikalisiert. Deswegen geht ihre Unterstützung durch die einheimische Bevölkerung zurück.  
 
Christen stehen unter Beobachtung seitens der Regierung und der islamischen Milizen. Die extremisti-
sche Al-Shabaab macht regelrecht Jagd auf Christen und versucht, alles christliche Leben im Land aus-
zulöschen. Die "Transitional Federal Charter of the Somali Republic" sieht Religionsfreiheit vor, aber in 
der Praxis wird dieses Recht wenig respektiert. Denn die Charta etabliert auch den Islam als nationale 
Religion, so dass kein Gesetz dem Islam widersprechen darf. Die meisten der wenigen Christen leben in 
Südsomalia. Sie werden schwer verfolgt und praktizieren ihren Glauben im Geheimen. Außerdem gibt 
es einige wenige Christen in Puntland und Somaliland. Weitere somalische Christen leben als Flüchtlin-
ge in benachbarten Ländern.  
 
Platz 6: Malediven (Vorjahr: 5) 
Die Lage für die wenigen Christen auf den Malediven hat sich seit dem vorigen Berichtszeitraum für den 
WVI 2010 kaum verändert. Im Inselreich ist der Islam die offizielle Staatsreligion. Die Ausübung jeder 
anderen Religion ist gesetzlich verboten. Christen werden systematisch verfolgt. Die Regierung betrach-
tet sich selbst als Hüterin und Verteidigerin des Islams. Kirchen sind verboten; der Import christlicher 
Literatur ist untersagt. Nicht-Muslime werden diskriminiert, die gesellschaftliche Kontrolle ist enorm. 
Der durchschnittliche Malediver stimmt dem Verbot nicht-islamischer Religionen zu. In diesem Land 
gibt es nur eine Handvoll einheimischer Christen. Aus Angst vor Entdeckung praktizieren sie ihren 
Glauben nur heimlich. Im Berichtszeitraum gab es zwei Berichte darüber, dass ausländische Christen in 
Gewahrsam genommen und des Landes verwiesen wurden, nachdem christliches Material in ihrem 
Gepäck gefunden wurde.  
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Platz 7: Jemen (Vorjahr: 7) 
Der Jemen verbleibt auch 2011 auf Platz 7 des Open Doors-Weltverfolgungsindex. Die Situation für 
Christen hat sich kaum verbessert. Im Berichtszeitraum hat Open Doors keine Meldungen darüber er-
halten, dass Christen um ihres Glaubens willen getötet wurden. Etliche ausländische Christen, die viele 
Jahre lang in dem Land gelebt haben, wurden ausgewiesen – oft ohne Angabe eines Grundes. Die je-
menitische Verfassung garantiert Religionsfreiheit, erklärt aber gleichzeitig den Islam zur Staatsreligion 
und die Scharia (islamisches Recht) zur Grundlage aller Gesetzgebung. Ausländern werden einige Frei-
heiten zugestanden, ihren Glauben zu praktizieren. Jemeniten hingegen dürfen weder zum Christen-
tum noch zu einer anderen Religion übertreten. Konvertiten aus dem Islam droht die Todesstrafe, falls 
ihr neuer Glaube entdeckt wird. Das Evangelium an Muslime weiterzugeben, ist verboten. Ehemalige 
Muslime erfahren als Christen Widerstand seitens der Behörden sowie extremistischer Gruppen, die 
"Abtrünnigen" mit dem Tod drohen, sollten sie nicht zum Islam zurückkehren. Schätzungsweise einige 
tausend Christen leben im Jemen. Die meisten von ihnen sind Ausländer aus westlichen Staaten, Süd- 
und Ostasien oder arabischen Ländern; hinzu kommen Flüchtlinge zumeist aus Äthiopien. In Aden gibt 
es ein paar Kirchen, aber im Norden des Landes sind keine Kirchengebäude gestattet. Die wenigen 
Christen muslimischer Herkunft praktizieren ihren Glauben nur heimlich.    
 
Platz 8: Irak (Vorjahr: 17) 
Der Irak gehört zu den Ländern mit der bemerkenswertesten Veränderung im WVI. Er ist von Position 
17 auf Platz 8 unter die zehn Ländern vorgerückt, in denen Christen am stärksten verfolgt werden. 
Grund hierfür ist die hohe Zahl von Gewaltakten mit vielen Todesopfern und Verletzten. Zudem erhielt 
Open Doors mehr Informationen über die Zahl entführter Christen sowie über christenfeindliche An-
schläge. Nach Sprengstoffanschlägen auf Kirchen im Dezember 2009 ist annähernd die Hälfte der 
christlichen Einwohner von Mossul aus der Stadt geflohen. Auch während der Parlamentswahlen nah-
men die Angriffe auf Christen deutlich zu. Die Ausschreitungen begannen kurz vor den im Januar 2010 
erwarteten Wahlen und dauerten bis zu dem auf Anfang März verschobenen Wahltermin an.  
 
Im Mai kam es zu einem Bombenanschlag auf Busse mit christlichen Studenten. Drei Studenten wurden 
dabei getötet und 180 verletzt. Viele von ihnen sind für ihr Leben gezeichnet oder müssen mit einer 
körperlichen Behinderung leben. Ende Oktober 2010 endete ein Geiseldrama in einer Kirche in Bagdad 
für 58 Menschen tödlich. Mindestens 60 Menschen wurden verletzt. Die Tat gilt als der tödlichste An-
schlag auf einheimische Christen, seit islamische Extremisten sie im Jahr 2003 ins Visier genommen 
haben.  
 
Im Berichtszeitraum kam es noch zu weiteren gezielten Tötungen von mindestens 90 Christen, u. a. in 
Mossul, Bagdad und Kirkuk. Nur schätzungsweise 334.000 Christen leben noch im Irak, weniger als 
halb so viele wie im Jahr 1991. Die meisten gehören traditionellen Kirchen an, wie assyrischen, chaldä-
ischen, katholischen oder armenischen Gemeinden. Zudem gibt es etliche tausend evangelikale Chris-
ten. Seit dem Sturz Saddam Husseins hat sich ihre Lage beträchtlich verschlechtert. Die Motive für die 
Gewalt gegen Christen sind vielfältig: religiös, politisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich. Irakische 
Christen sind seit Jahrhunderten in dem Land verwurzelt. Bereits vor 2.000 Jahren gab es in der Region 
erste Gemeinden – weit vor der Entstehung des Islam. Heute sind sie der Verfolgung durch kriminelle 
Banden und radikale Islamisten ausgesetzt, die sie als Verbündete des Westens ansehen. Während der 
westliche Einfluss im Land abnimmt und ausländische Truppen das Land verlassen, wollen Extremisten 
offenbar das Land auch von Christen "säubern" und sie durch Gewaltakte und Einschüchterungen zum 
Verlassen ihrer Heimat zwingen. Hunderttausende von Irakern, sowohl Muslime als auch Christen, sind 
bereits ausgewandert, und noch viel mehr leben als Binnenflüchtlinge vor allem in den kurdischen Ge-
bieten im Norden des Landes.  
 
Platz 9: Usbekistan (Vorjahr: 10) 
Auch das zentralasiatische Usbekistan verbleibt 2011 unter den ersten zehn Ländern des WVI. Die 
Stimmung im Land richtet sich immer wieder gegen Christen. Der Druck auf usbekische Gläubige hat 
sich im Laufe dieses Jahres erhöht. Während früher zumeist Bußgelder verhängt wurden, müssen Chris-
ten heute aufgrund eines Religionsgesetzes mit drei bis 15 Tagen Gefängnis rechnen. Nahezu aus jeder 
Stadt Usbekistans berichten Kirchenleiter von zunehmendem Druck. Dem Registrierungsantrag einer 
Gemeinde wird fast nie stattgegeben. Im Gegenteil: Viele anerkannte Kirchengemeinden haben ihre 
Registrierung bzw. die Anerkennung ihrer Gebäude als christliche Versammlungsorte verloren.  
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Die Verfolgung hat in Usbekistan verschiedene Gesichter: Protestantische Christen gelten innerhalb der 
Gesellschaft als destabilisierender Einfluss. Sie sind Repressalien wie Festnahmen, Geldbußen und Inhaf-
tierung seitens der Regierung ausgesetzt. Hinzu kommen Arbeitgeber, die christlichen Mitarbeitern 
wegen ihres Glaubens kündigen. Islamische Geistliche und Verwandte setzen Christen muslimischer 
Herkunft unter Druck. Prügel, Abweisung, Demütigungen oder die Vertreibung aus dem Heim der Fami-
lie sind weitere Arten der Verfolgung. Die Religionsgesetze sind streng. Das Weitergeben der christli-
chen Botschaft an Muslime ist verboten. Auch die regelmäßige negative Darstellung von Christen im 
Fernsehen und eine feindliche Einstellung örtlicher Behörden und Gerichtsbediensteter erschweren das 
Leben der Christen in Usbekistan.  
 
Platz 10: Laos (Vorjahr: 9) 
Neben Nordkorea ist Laos das einzige nicht-islamische Land unter den ersten zehn Christenverfolgers-
taaten im WVI 2011. Entgegen der Erwartungen vieler laotischer Christen hat sich die Lage kaum ver-
ändert. Die laotische Kirche ist mit ca. 200.000 Christen relativ klein. Ihre Mitglieder stammen größten-
teils aus ethnischen Minderheiten.  Die Haltung der Regierung ihnen gegenüber ist sehr negativ. Alle 
Christen unterliegen strenger Überwachung und spürbaren Beschränkungen. Sie gelten als Agenten der 
USA mit dem Auftrag, die Demokratisierung des Landes zu betreiben. Die Kirche kann ihre Aktivitäten 
nicht frei ausüben. Christliche Konvertiten, welche den Ahnenkult aufgegeben haben, geraten unter 
großen gesellschaftlichen Druck.  
 
Von Zeit zu Zeit werden Christen wegen ihres Glaubens inhaftiert. Viele von ihnen werden körperlich 
und psychisch misshandelt und unter Druck gesetzt, ihren (neuen) Glauben zu widerrufen. Im Berichts-
zeitraum wurden mindestens 25 Christen getötet, weitere 20 wurden verhaftet und ohne Prozess fest-
gehalten. Regelmäßig werden Christen körperlich drangsaliert. Tausende christlicher Flüchtlinge aus 
dem Stamm der Hmong leben in Thailand. Trotz des hohen Verfolgungsgrades gibt es in Laos viele 
nicht-registrierte Hausgemeinden.  
 
 
 

Informationen zu einigen Ländern nach Platzierung im Weltverfolgungsindex 2011 
 
Plätze 11 bis 30 
 
Platz 11: Pakistan (Vorjahr: 14) 
Die Glaubensfreiheit wird in Pakistan weiter ausgehöhlt. Der Druck auf Christen geht dabei nicht in 
erster Linie vom Staat aus. Die Rechte und die gesellschaftliche Stellung religiöser Minderheiten werden 
durch die Verfassung und das Justizwesen nicht ausreichend geschützt. Bei der verheerenden Flutkata-
strophe im Jahr 2010 wurden Christen in entlegenen Gebieten bei der Verteilung von Hilfsgütern durch 
lokale Behörden und Muslime benachteiligt. Im Berichtszeitraum wurden mindestens 29 Christen auf-
grund ihres Glaubens getötet, vier Gläubige verurteilte man wegen Blasphemie und mindestens 21 
weitere kamen ins Gefängnis. Open Doors wurden mindestens 58 Entführungsfälle berichtet, mindes-
tens 100 Christen wurden bei Gewaltakten verletzt. Zudem hat Open Doors 14 Fälle von Beschädigung 
von Kirchen bzw. Immobilien von Christen erfasst.  
 
Platz 13: Mauretanien (Vorjahr: 8) 
In Mauretanien hat sich die Situation für Christen während des Berichtszeitraums verbessert. Es kam zu 
keinen größeren Vorfällen, bei denen etwa Christen in großer Zahl verhaftet oder misshandelt worden 
wären. Trotzdem ereigneten sich einige traurige Vorfälle. Nachdem die Familie einer 25-jährigen Frau 
aus dem Norden des Landes deren christlichen Glauben entdeckte, wurde sie von ihrem Vater und ihren 
Brüdern grausam geschlagen und angezündet. Schwer verletzt verstarb sie im Krankenhaus. Über 
zwanzig weitere Christen – einige mit kleinen Kindern – erhielten ihres Glaubens wegen Morddrohun-
gen. Die meisten von ihnen mussten aus ihren Häusern flüchten. Der Einfluss von "Al Kaida im Magh-
reb" (AQIM) nimmt in Mauretanien zu. Die terroristische Gruppe algerischen Ursprungs, die sich mit Al 
Kaida zusammengetan und ihren Aktivitätsbereich auf den gesamten Norden Afrikas ausgeweitet hat, 
wird von Mauretaniern unterstützt und behält Christen im Land im Visier. Der Islam ist Staatsreligion. 
Die Regierung beschränkt die Religionsfreiheit durch das Verbot, nicht-islamisches religiöses Material 
bzw. Literatur zu drucken, einzuführen, zu verteilen oder Muslimen das Evangelium zu verkünden.  
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Platz 16: China (Vorjahr: 13) 
Es gibt Anzeichen, dass die Regierung den christlichen Glauben stärker toleriert. Anders als im Vorjahr 
hat die Regierung keine systematischen Maßnahmen zur Einschränkung öffentlicher christlicher Aktivi-
täten unternommen. Doch obwohl die Haltung der Regierung im Allgemeinen nachgiebiger zu sein 
scheint, gibt es weiterhin Berichte von Benachteiligung oder Übergriffen, besonders auf dem Land. 
Christliche Gruppen sind in diakonische Dienste außerhalb von Kirchengemeinden involviert und wer-
den toleriert, sofern sie zurückhaltend agieren  und sie nach Ansicht der Regierung die "Harmonie und 
Stabilität der Gesellschaft" nicht stören. Auch wurden weniger Versammlungsorte oder Wohnungen 
von Christen durchsucht oder geschlossen als noch im Vorjahr.  
In der Verfassung Chinas ist sowohl die Freiheit religiöser Ansichten vorgesehen, als auch die Freiheit, 
keiner Religion anzugehören. Offiziell erlaubt sind in China allerdings nur Drei-Selbst-Patriotische Kir-
chen. Diese sind registriert und stehen daher in einem gewissen Maß unter staatlicher Kontrolle. Haus-
gemeinden verbleiben somit im Stand der Illegalität, weshalb ihnen jederzeit die rechtmäßige Schlie-
ßung durch die Behörden droht. Die Verfolgungssituation ist sehr verschieden und trifft manchmal nur 
auf bestimmte Gebiete zu.    
 
Platz 18: Vietnam (Vorjahr: 21) 
Die Lage in Vietnam hat sich leicht verschlechtert. Open Doors erhielt mehr Informationen über Verfol-
gung, Willkür und Schikane gegen Christen durch Dorfbewohner, Verwandte, buddhistische Geistliche 
sowie andere Religionsanhänger wie Schamanen.  
 
Platz 21: Komoren (Vorjahr: 16) 
Die mehrheitlich muslimische Union der Komoren besteht aus drei Inseln: Grande Comore, Anjouan 
und Mohéli. Der Volksentscheid zur Verfassung im Mai 2009 ergab, dass die Bürger den Islam als 
Staatsreligion wollen. Findet der Volksentscheid Anwendung bei Verordnungen und Vorschriften auf 
den Komoren, könnte dies das Leben der Christen negativ beeinflussen. Der neue Präsident des Landes 
ist ein Muslim, der eine sehr strenge Auslegung des Islam vertritt. Neben zunehmenden Investitionen 
arabischer Staaten auf den Komoren ist auch ein Anstieg des Einflusses arabischer Fundamentalisten zu 
verzeichnen.   
 
Platz 22: Algerien (Vorjahr: 25) 
Verschlechtert hat sich die Lage für Christen in Algerien. In die Bewertung Algeriens für den aktuellen 
WVI sind eine ganze Reihe von Berichten über Vorfälle eingeflossen. Ein Christ wurde wegen Missionie-
rung zu einer Gefängnisstrafe verurteilt. Zehn Prozesse gegen Christen aus dem Jahr 2008 sind immer 
noch anhängig. Elf Christen hat man wegen Verletzung der Speiseregeln zum muslimischen Fastenmo-
nat Ramadan verhaftet. In Tizi Ouzou ist eine protestantische Kirche zwei Mal angegriffen worden; die 
Gemeindeglieder wurden bedroht und der Pastor misshandelt. Er erhielt auch Morddrohungen.   
 
Vier Christen der protestantischen Gemeinde von Larbaa Nath wurden illegale christliche Aktivitäten 
gemäß der staatlichen Vorschrift 06-03 vorgeworfen. Die Gemeinde hatte sich in einem gemieteten 
Haus versammelt. Der Pastor und drei Gemeindeleiter wurden verhaftet. An anderen Orten wurden 
Christen ihres Glaubens wegen geschlagen, bedroht oder mit Geldbußen belegt. Der algerischen Regie-
rung scheint das stete Wachstum der christlichen Gemeinschaft im Land ein Dorn im Auge zu sein. Ne-
ben Angehörigen des Berbervolkes kommen auch algerische Araber zum Glauben an Jesus Christus. 
Obwohl die algerische Regierung religiöse Toleranz betont, ist die protestantische Kirche Algeriens ent-
gegen ihren Erwartungen bislang nicht anerkannt worden. Der Einfluss von "Al Kaida im Maghreb" 
schwindet im Land, doch islamistische Salafisten finden immer mehr Zulauf. Offensichtlich beobachten 
sie die Aktivitäten von Christen.  
 
Platz 23: Nigeria (Nord) (Vorjahr: 27) 
Auch im Norden Nigerias hat sich die Lage für Christen im Berichtszeitraum verschlechtert. Ethnisch-
religiös motivierte Unruhen im Bundesstaat Plateau forderten bei mehreren Zwischenfällen das Leben 
von schätzungsweise 2.000 Christen. Dabei wurden 2.000 Häuser und Geschäfte von Christen zerstört; 
rund 4.000 Christen flohen aus ihren Heimatorten. Etwa 500 Muslime kamen ebenfalls bei den Gewalt-
akten ums Leben. In nördlichen Bundesstaaten wie Kano, Katsina und Zamfara wurden Kirchen zerstört, 
Christen inhaftiert und rund 100 Kinder verschleppt. Entführte christliche Jungen sollen zu Muslimen 



 

Seite 10 von 15        www.opendoors-de.org 

 

erzogen werden. Mädchen dagegen werden mit Muslimen zwangsverheiratet, womit der Übertritt zum 
Islam verbunden ist.  
 
Die Verfolgung von Christen in Nordnigeria beruht vor allem auf bestimmten Interpretationen der isla-
mischen Schriften, die eine unterschiedliche Behandlung von Muslimen und Nichtmuslimen postulieren. 
Historisch gesehen führen Angehörige der muslimischen Hausa- und Fulani-Stämme weiter, was infolge 
der Islamisierung Nordnigerias im 19. Jahrhundert begann: Der Sklavenhandel, überwiegend mit Nicht-
Muslimen, bildete das wirtschaftliche Rückgrat des islamischen Sokoto-Kalifats. Im 19. und 20. Jahr-
hundert schaffte die christlich geprägte britische Kolonialmacht die Sklaverei zwar ab, nutzte allerdings 
die Machtstruktur der Muslime im Norden, um das damalige Protektorat von Nordnigeria (die Regionen 
Nord und mittlerer Gürtel) zu regieren. Diese Machtstruktur wurde bis in die 1990-er Jahre intakt gelas-
sen. Der nigerianische Bürgerkrieg (1967-1970) führte zur Errichtung von 36 Unionsstaaten, wodurch 
die muslimische Vorherrschaft im Norden gefährdet war. Die Einführung des islamischen Rechtes (Scha-
ria) in zwölf nördlichen Staaten seit 1999 dient als Schutz der muslimischen Identität und soll die 
Macht des Islam in dieser Region sichern.  
 
Der überwiegend christliche Staat Plateau liegt an der Grenze zwischen dem muslimisch geprägten 
Norden und dem vorwiegend christlich geprägten Süden Nigerias. Er ist Schauplatz von politischen 
Machtkämpfen, die ganz Nigeria erfasst haben. Hier kam es in der Vergangenheit immer wieder zu 
Massakern an Christen. Gleichzeitig wird Christen in Plateau vorgeworfen, selbst Gewalt gegen Musli-
me anzuwenden. Christen entgegnen diesen Vorwürfen, dass in den sieben Krisen im Staat Plateau seit 
1994 immer Muslime die Initiatoren von Gräueltaten gewesen seien und Christen sich lediglich vertei-
digt hätten. Die Situation bleibt weiterhin sehr angespannt. Hinzu kommt, dass muslimische, aber auch 
christliche Politiker für ein kleines Entgelt arme, arbeits- und bildungslose Jugendliche zum Schüren der 
Konflikte anheuern. Der Druck innerhalb der christlichen Gemeinschaft wächst, die bisherige überwie-
gend friedliche Zurückhaltung aufzugeben. Christen aus dem Stamm der Ibo in der Hauptstadt des 
Bundesstaates Jos haben bereits ihre Bereitschaft ausgedrückt, Waffen einzusetzen, wenn sie in der 
nächsten Krise von Muslimen angegriffen werden. Die Gründe für die Christenverfolgung in Nordnige-
ria und insbesondere im Staat Plateau sind komplex. Neben der religiösen Dimension sind stets auch 
politische und wirtschaftliche Aspekte zu berücksichtigen.   
 
Platz 25: Libyen (Vorjahr: 22) 
Für Christen hat sich die Lage in Libyen im Berichtszeitraum leicht  verbessert. Der Islam gilt in Libyen 
als Staatsreligion. Es gibt keine gesetzlichen Bestimmungen, die Religionsfreiheit regeln oder schützen. 
Die Regierung ist jedoch anderen Religionen gegenüber tolerant. Der Staat kontrolliert jegliche religiöse 
Aktivitäten, auch die islamischer Gruppierungen, um gegen islamistischen Extremismus anzugehen. 
Wird ein Christ muslimischer Herkunft beispielsweise wegen seines Glaubens schikaniert oder von der 
Polizei verhaftet, hat er keine Rechtsgrundlage, um gegen die Verletzung seiner Rechte vorzugehen. 
Obwohl es im Berichtszeitraum weniger Verfolgungsfälle gab, praktizieren libysche Christen ihren 
Glauben im Verborgenen, aus Angst, von Sicherheitskräften und Geheimdiensten beobachtet zu wer-
den. Die kleine christliche Gemeinschaft besteht zumeist aus ausländischen Christen. Die Mehrzahl von 
ihnen stammt aus den Staaten südlich der Sahara, aus Ägypten oder den Philippinen. Es gibt nur weni-
ge Christen mit muslimischem Hintergrund im Land. Der Islam durchdringt alle Aspekte des gesell-
schaftlichen Lebens. Ein libyscher Christ wurde im Berichtszeitraum des WVI 2011 verhaftet und unter 
Druck gesetzt, zum Islam zurückzukehren. Ein anderer wurde unter Druck gesetzt, das Land zu verlas-
sen.  
 
Platz 27: Burma/Myanmar (Vorjahr: 23) 
Die Lage in Burma hat sich für Christen kaum verändert. Open Doors erhielt für den Berichtszeitraum 
zum WVI 2011 keine Berichte über Christen, die ihres Glaubens wegen verhaftet oder drangsaliert wur-
den.  
 
Platz 28: Kuwait (Vorjahr: 31) 
Etwas verschlechtert hat sich die Lage in Kuwait. Open Doors hat Berichte über einen Christen muslimi-
scher Herkunft erhalten, der aufgrund seines Glaubens aus dem Land fliehen musste. Ein anderer Gläu-
biger wurde aufgrund falscher Anschuldigungen verhaftet. Die Regierung hat islamischen Religionsun-
terricht an öffentlichen und privaten Schulen für alle Schüler zur Pflicht gemacht. Sogar offiziell aner-
kannte Christen dürfen nicht christlich unterrichtet werden.  
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Platz 30: Türkei (Vorjahr: 35) 
Die Lage in der Türkei hat sich im Vergleich zum vergangenen Berichtsjahr verschlechtert. Trotz des 
säkularen Charakters der Türkei existieren einige Gesetze, die diskriminierend gegen Christen angewen-
det werden. Historisch betrachtet erkennt die Türkei nur vier religiöse Minderheiten an: den hanafi-
sunnitischen Islam, die griechisch-orthodoxe Kirche, die armenisch-apostolische Kirche und das Juden-
tum. Syrisch-Orthodoxe sind zwar nicht als religiöse Minderheit anerkannt, haben aber die Erlaubnis, 
Kirchen zu unterhalten. Protestantische Christen dürfen sich nur zu Gottesdiensten versammeln, wenn 
sie einen offiziellen Vereinsstatus erhalten haben.    
Im vergangenen Jahr wurden Christen verhaftet und es kam zu gewalttätigen Übergriffen. Zu einem 
Freispruch aus Mangel an Beweisen kam es für Turan Topal (50) und Hakan Tastan (41) nach vierjähri-
ger Verhandlung. Sie waren der Beleidigung des türkischen Staates (Artikel 301) sowie der Beleidigung 
des Volkes (Artikel 216) durch die Verbreitung des Christentums angeklagt worden. Verurteilt wurden 
sie jedoch zu je sieben Monaten Gefängnis wegen des unerlaubten Sammelns von Informationen über 
Staatsbürger (Artikel 135). Anstelle der Gefängnisstrafe besteht für sie auch die Möglichkeit, eine Geld-
strafe von umgerechnet rund 2.300 Euro zu bezahlen.  
 
An manchen Orten in der Türkei wird versucht, religiöse Versammlungen in Privathäusern zu verhindern 
– möglicherweise aus Angst vor Extremismus. Hass gegen Christen wird besonders von Nationalisten 
geschürt, die auch vor Angriffen oder der Ermordung von Christen nicht zurückschrecken. Doch auch 
Politiker und Medien schüren eine feindliche Stimmung. Es wird als große Schande betrachtet, wenn in 
der Türkei jemand den Islam zugunsten einer anderen Religion verlässt. Drohungen gegen Nicht-
Muslime haben eine angsterfüllte Atmosphäre geschaffen, die nicht nur für Christen sehr belastend ist.  
 
 
 
Informationen zu einigen Ländern nach Platzierung im Weltverfolgungsindex 2011 
 
Plätze 31 bis 49 
 
Platz 31: Marokko (Vorjahr: 37) 
Die bislang tolerante Haltung des Königreichs Marokko gegenüber Christen hat sich nach Einschätzung 
von Open Doors verändert. Marokkanische Behörden haben begonnen, christliche Gruppen im Land 
genau zu beobachten. Sicherheitskräfte haben zwei kleinere Versammlungen von Christen durchsucht. 
Die einheimischen Christen wurden dabei verhaftet; die ausländischen Teilnehmer unter dem Vorwurf 
missionarischer Tätigkeit ausgewiesen. Im ersten Halbjahr 2010 wurden über 150 ausländische Christen 
des Landes verwiesen. Darunter ein ägyptischer katholischer Priester sowie zwei mit marokkanischen 
Christen verheiratete Frauen und ihre Kinder. Einheimische Christen muslimischer Herkunft wurden 
verhört, eingeschüchtert, verhaftet und von der Polizei beschimpft. Mit den Maßnahmen versuchte 
man an Beweise zu kommen, mit denen die Ausweisung der Ausländer untermauert werden sollte. 
Marokkanische Gemeindeleiter werden von der Polizei überwacht, die Christen leben unter hohem 
Druck. Hausgemeinden haben wegen des Risikos von Hausdurchsuchungen und Festnahmen 
Zusammenkünfte abgesagt. Einige befürchten ein hartes Vorgehen gegen die Gemeinden, nachdem 
viele ausländische Christen außer Landes sind. Ein zentraler Vorwurf gegen die ausländischen Christen 
bei der über Monate andauernden landesweiten Ausweisungskampagne war das "Proselyten machen". 
Der Begriff wird weithin so verstanden, dass Menschen mit Hilfe falscher Versprechungen oder Beste-
chung andere dazu „verleiten“,  zum christlichen Glauben überzutreten. Oftmals wurde bei den Aus-
weisungen jedoch nicht einmal ein Grund genannt. Das marokkanische Recht sieht die Möglichkeit vor, 
Ausländer ohne ordentliches Verfahren auszuweisen oder ihnen die Wiedereinreise zu verweigern, so-
fern sie als eine Bedrohung der öffentlichen Ordnung angesehen werden. Teils hatten die Männer und 
Frauen unterschiedlicher Nationalitäten jedoch bereits seit über einem Jahrzehnt in Marokko gelebt, 
weshalb ihre Ausweisung gegen geltendes Landesrecht verstößt. Sie arbeiteten als Unternehmer, Sozi-
alarbeiter oder Entwicklungshelfer. 7.000 religiöse Führer der Muslime unterzeichneten in jüngerer 
Vergangenheit ein Dokument, in dem die Arbeit von Christen in Marokko als "moralische Vergewalti-
gung" und "religiöser Terrorismus" bezeichnet wird. Die von diesem Papier ausgelösten Maßnahmen 
haben dazu geführt, dass einheimische Christen verstärkt familiären Druck sowie Diskriminierung in der 
Gesellschaft erfahren.  
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Um nach den Selbstmordattentat in Casablanca im Jahr 2003 der Gefahr des religiösen Extremismus zu 
begegnen, hat die marokkanische Regierung Maßnahmen zur Überwachung, Beschränkung und Behin-
derung aller religiösen Gruppen eingeführt (z.B. Al Kaida-Ableger, islamistischen Salafisten, Schiiten 
und auch evangelischer Christen), die den vom Staat gewollten moderaten Islam vermeintlich gefähr-
den. Beobachter vermuten hinter den Maßnahmen auch die Angst der Regierung vor islamischen Fun-
damentalisten. Denn würde der König Konvertiten vom Islam offiziell als Christen anerkennen, so müss-
te er mit heftigen Reaktionen seitens der Islamisten rechnen. König Mohammed VI. gilt als "Herrscher 
der Gläubigen". Damit verbunden ist, den Platz des Beschützers des Islam einzunehmen. Ein Glaubens-
wechsel ist im Koran für einen Muslim nicht vorgesehen. Per Gesetz steht die Konversion eines Muslims 
zu einer anderen Religion zwar nicht unter Strafe. Christen mit muslimischem Hintergrund sind jedoch 
sozial isoliert, stehen unter großem gesellschaftlichen Druck und werden von der Polizei regelmäßig zu 
Verhören vorgeladen.  
 
Platz 32: Indien (Vorjahr: 26) 
Es gibt mehrere Faktoren, die dazu führten, dass Indien im WVI 2011 - trotz anhaltender Verfolgung 
von Christen in mehreren Bundesstaaten - einige Positionen nach unten gesetzt wurde. Neun Christen 
wurden im Berichtszeitraum aufgrund ihres Glaubens ermordet. Da andere Länder im WVI 2011 (Nige-
ria, Türkei, Marokko) aufgrund einer Verschärfung der Christenverfolgung aufgerückt sind, hat sich die 
Platzierung Indiens trotz zahlreicher Übergriffe etwas nach unten verändert.  
 
Platz 35: Nord-Sudan (Vorjahr: 30) 
Die Bewertung des muslimisch geprägten Nord-Sudan ist im Vergleich zum letzten Berichtszeitraum ein 
wenig besser ausgefallen. Grund dafür ist die relativ große Freiheit für die Kirche im Norden im Vorfeld 
des im Januar 2011 bevorstehenden Referendums. Bei diesem Volksentscheid wird die Bevölkerung des 
erdölreichen, christlich geprägten Südens über die Abspaltung vom Norden oder den Fortbestand des 
Sudan als geeintes Land abstimmen. Die Abstimmung ist Teil des 2005 geschlossenen Abkommens 
zwischen dem nördlichen von der fundamentalistischen Nationalen Kongresspartei (CPA) regierten und 
dem von der Südlichen Volksbefreiungsbewegung (SPLM) geführten südlichen Teil. Der von der Scharia 
beherrschte Norden zeigt größtes Interesse am Fortbestand der äußeren Einheit des Landes. Nordsuda-
nesische Christen fürchten jedoch, dass die Unabhängigkeit des Südens drastische Folgen für die Kirche 
im Norden haben könnte. Als Reaktion auf eine Abspaltung des Südens könnten islamistische Kräfte 
Christen massiv unter Druck setzen, ihrem Glauben abzuschwören oder die Flucht zu ergreifen.  
 
Der im November 2010 erfolgte Mordversuch am katholischen Erzbischof von Khartum durch einen 
arabischen Muslim aus dem unruhigen Grenzgebiet ist ein Anzeichen für die Unruhe, die die mögliche 
Autonomie des Südens hervorrufen könnte. Weitere Fälle "üblicher" Verfolgung waren die Inhaftierung 
von zwei Christen muslimischer Herkunft und die polizeiliche Unterstützung bei der gewaltsamen Ver-
treibung von Mitarbeitern einer presbyterianischen Kirche in Khartum. Hierbei halfen die Beamten ei-
nem muslimischen Geschäftsmann, sich des Gebäudes zu bemächtigen. In einer christlichen Klinik in 
Darfur kam es zu einer Hausdurchsuchung.  
 
Platz 37: Tunesien (Vorjahr: 43) 
Die Bewertung für Tunesien hinsichtlich der Verfolgung von Christen verschlechterte sich während des 
Berichtszeitraumes wesentlich. Open Doors hat weitere Informationen über die Lage der Kirche in die-
sem Land erhalten. Einheimische Christen berichten, das Leben in Tunesien sei schwieriger geworden. 
Auch die Haltung der Behörden Christen gegenüber hat sich verändert. Ausländische Christen werden 
verstärkt überprüft. Sie vermuten, dass ihre Telefone überwacht werden. Pastoren von ausländischen 
Gemeinden werden beobachtet und die Einfuhr christlicher Bücher, vor allem auf Arabisch, wird behin-
dert. Seit der Unabhängigkeit des Landes (1956) hat keine neue einheimische Gemeinde eine offizielle 
Registrierung erhalten.  
 
Tunesische Gläubige werden verhört und teilweise geschlagen, sobald ihre Abkehr vom Islam bekannt 
geworden ist. Es gibt Berichte darüber, dass Christen ihres Glaubens wegen bedroht, festgenommen 
und zu Haftstrafen verurteilt werden oder dass man sie bedrängt, ihrem Glauben abzuschwören. In 
einige Häuser von Christen wurde eingebrochen. Die Geschädigten vermuten, dass man an Beweise für 
gemeindliche Aktivitäten kommen wollte. Die Verfassung schützt die Gewissensfreiheit und die freie 
Religionsausübung auch für andere Glaubensrichtungen, solange die öffentliche Ordnung nicht gestört 
wird. Zwar steht der Wechsel vom Islam zu einer anderen Religion gesetzlich nicht unter Strafe, noch ist 
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er offiziell untersagt (Gewissensfreiheit). Doch einem Muslim das Evangelium weiterzusagen, gilt als 
Bekehrungsversuch und ist verboten.  
 
Platz 38: Syrien (Vorjahr 41) 
Syrien galt hinsichtlich der Religionsfreiheit für Christen lange als eines der tolerantesten Länder im 
Nahen Osten. Traditionelle christliche Gemeinden genossen in diesem Staat beträchtliche Freiheit, so-
lange ihre religiösen Aktivitäten die öffentliche Ordnung nicht störten und die Gemeinden das Evange-
lium nicht an Muslime weitergaben. Das Regime beobachtet religiöse Aktivitäten im Land jedoch mitt-
lerweile sehr genau. Sobald die Regierung religiöse Gruppen oder deren Aktivitäten als eine Gefahr für 
die innere Stabilität ansieht, kann dies Kontrollen durch Sicherheitsbeamte und weitere Maßnahmen 
zur Folge haben.    
 
Nachdem sich Mitglieder orthodoxer Kirchen, aber auch Christen muslimischer Herkunft verstärkt evan-
gelikalen Gemeinden anschlossen, kam es zu Spannungen. Extreme Muslime legen jedes Gespräch über 
das Evangelium mit einem Muslim als Missionsversuch aus. Die syrische Regierung ihrerseits befürchtet 
auch gewalttätige Reaktionen islamistischer Fundamentalisten für den Fall, dass Muslime zum Christen-
tum übertreten. Infolgedessen wurden mindestens sechs Hauskirchen geschlossen, die meisten von 
ihnen im dritten Quartal 2010.  
 
Etliche Christen wurden im Berichtszeitraum wegen ihrer christlichen Aktivitäten verhaftet und/oder 
verhört. Ausländische Christen aus protestantischen Gemeinden mussten das Land verlassen. Ihre Auf-
enthaltsgenehmigungen wurden nicht verlängert. Konferenzen und Sommerlager von Kirchen mussten 
abgesagt werden. Fraglich ist, wie lange Syrien mit Blick auf die Religionsfreiheit noch als toleranter 
Staat anzusehen ist. Im Land lebt eine große Anzahl irakischer Flüchtlinge, davon einige zehntausend 
Christen. Unter ihnen sind auch zum christlichen Glauben konvertierte Muslime. Hunderte von ihnen 
leiden um ihres Glaubens willen unter Gewalttätigkeiten. Es gibt 1,9 Millionen Christen in Syrien, von 
denen die meisten zu orthodoxen, katholischen oder apostolischen Gemeinden gehören. Hinzu kom-
men rund 10.000 Protestanten. 
 
Platz 39: Dschibuti (Vorjahr: 36) 
Die Republik Dschibuti ist eine mehrheitlich muslimische Nation. Die wenigen Christen sind überwie-
gend Ausländer. Einheimische Christen muslimischer Herkunft erleben Verfolgung vonseiten ihrer Fami-
lie und der Gesellschaft. Doch obwohl die Feindseligkeit innerhalb der Gesellschaft zunimmt, wurde 
Open Doors im Berichtszeitraum keinen Zwischenfall angezeigt. Die Haltung der Regierung gegenüber 
Nicht-Muslimen ist im Allgemeinen tolerant. Die Verfassung garantiert die freie Religionsausübung. Die 
Weitergabe des christlichen Glaubens ist zwar offiziell nicht verboten, wird jedoch missbilligt. 
 
Platz 41: Kuba (Vorjahr: 38) 
In Kuba hat sich die Lage für Christen hinsichtlich religiöser Verfolgung kaum verändert oder gar ver-
bessert. Die niedrigere Bewertung ist mit veränderten Positionierungen anderer Länder im WVI zu erklä-
ren. Im Fall von Kuba sind dies Tunesien und Syrien. Beispiele sind Saudi-Arabien, Somalia, die Maledi-
ven (wegen Afghanistan), Eritrea (wegen Pakistan), Kuwait und die Vereinigten Arabischen Emirate 
(wegen der Türkei und Marokko).  
 
Platz 46: Kirgisistan (Vorjahr: 49) 
Die Lage in Kirgisistan hat sich für Christen nicht sehr verändert. Im Berichtsjahr zum WVI 2011 hat sich 
besonders in Dörfern die Stimmung unter den muslimischen Kirgisen gegen Christen gewandt. Zudem 
wurde im Jahr 2009 das Religionsgesetz geändert und damit der Besitz von christlicher Literatur streng 
reglementiert.  
 
Platz 49: Sri Lanka (Vorjahr: 40) 
Die Folgen des Kriegsendes mit den LTTE-Rebellen (Tamil Tigers) sind in Sri Lanka noch zu spüren: Chris-
ten stehen mittlerweile nicht mehr im Kreuzfeuer zwischen der singhalesischen Regierung und den 
tamilischen Rebellen. Zudem scheint der Druck seitens örtlicher buddhistischer Geistlicher und Dorfbe-
wohner etwas nachgelassen zu haben. Open Doors hat keine Berichte darüber erhalten, dass Christen 
ihres Glaubens wegen getötet, verurteilt oder in Haft genommen wurden. Es wurden einige Christen 
angegriffen, die Zahl der Anschläge auf Kirchen blieb vergleichsweise klein.  
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Platz 50: Malaysia 
Malaysia ist ein geteiltes Land: Der westliche Teil des Landes ist streng islamisch und in etlichen Bun-
desstaaten gilt die Scharia als Rechtsgrundlage. Der östliche Teil des Landes (Insel Borneo) ist vorwie-
gend animistisch und christlich geprägt. Es herrscht offiziell Religionsfreiheit, wenngleich Verfassungs-
artikel 3 den sunnitischen Islam zur Staatsreligion erklärt. In der Praxis kommt es dadurch zu Konflikten. 
So erheben Muslime in Malaysia auf den Gebrauch vieler Wörter - etwas Allah - einen Absolutheitsan-
spruch. Für Muslime ist es offiziell fast unmöglich, den Glauben zu wechseln. Ein "echter" Malaie hat 
Muslim zu sein. Diese Ansicht wird von gesellschaftlichen und auch politischen Kreisen vertreten. Jede 
Form der Weitergabe des Evangeliums an Malaien ist streng verboten. Der Bau von Kirchen ist fast un-
möglich, denn die Regierung muss dem Bau von nicht-muslimischen Kultstätten zustimmen.  
 
Im östlichen Teil des Landes findet eine Islamisierung statt. Das säkulare Recht wird dem islamischen 
Recht immer mehr unterworfen. So haben weltliche Gerichte Fälle bereits mehrfach religiöse Streitfälle 
an Scharia-Gerichte verwiesen. Langsam scheint sich das Land auf eine größere Einheitlichkeit zuzube-
wegen. Seine frühere Vielfalt ist im Schwinden begriffen. Im Jahr 2009 kam es zum Rechtsstreit zwi-
schen der Regierung und der katholischen Zeitung "The Herald" wegen der Verwendung des Wortes 
"Allah" für "Gott" durch Christen. (Malaiische Christen benutzen den Begriff seit Jahrhunderten). Auf ein 
Urteil des Höchsten malaysischen Gerichts vom 31. Dezember 2009 zugunsten von Christenreagierten 
radikale Muslime mit Angriffen. Neun Kirchen wurden entweder beschädigt oder zerstört.  Die Regie-
rung legte sofort Berufung gegen das Urteil ein. Es kam zu keinen weiteren Angriffen, doch die Lage 
bleibt angespannt.  
 
Platz 50: Russland 
Zu Russlands Vergangenheit gehört auch die Unterdrückung und Verfolgung von Andersgläubigen und 
besonders von Christen. Vielen ist noch die harte Verfolgung von Christen hinter dem Eisernen Vorhang 
zur Zeit der UdSSR in Erinnerung. Nach dem Auseinanderbrechen der UdSSR überrascht es, dass die 
Russische Föderation erneut auf dem WVI auftaucht und die Position eines mit Malaysia geteilten 50. 
Platzes innehat. Die Gesetze Russlands legen zwar prinzipiell fest, dass im Land Religionsfreiheit für alle 
Konfessionen herrscht, aber die Praxis sieht anders aus. Nicht jede Konfession besitzt dieselben Rechte. 
Im Gesetz zur Gewissensfreiheit von 1997 werden nur vier "traditionelle" Religionen in Russland aner-
kannt: Die östliche Orthodoxie, der Islam, der Buddhismus und das Judentum. Staatsbeamte unterstüt-
zen und schützen die Orthodoxen auf Kosten anderer Denominationen öffentlich. Russland ist seit 1996 
Mitglied des Europarats und wird wegen der Behandlung von christlichen und anderen religiösen Min-
derheiten regelmäßig vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg verurteilt.  
 
Im Jahr 2010 kam es zu einigen schweren Zwischenfällen. Zehn Christen wurden aufgrund ihres Glau-
bens verhaftet; drei Gemeindeleiter sogar getötet. Meistens sind Minderheiten wie die Protestanten von 
Diskriminierung und Verfolgung betroffen, aber nicht immer: Einer der drei Getöteten war ein orthodo-
xer Priester aus Moskau. Bei den anderen handelt es sich um einen baptistischen Pastor aus St. Peters-
burg sowie den Pastor einer Pfingstgemeinde in Machatschkala (Dagestan). Der Hauptgrund für die 
Ermordung dieser beiden Christen war, dass sie bei der Arbeit unter bekehrten Muslimen "zu aktiv" 
waren. Aber auch der unterschwellige gesellschaftliche Druck auf kleine christliche Gemeinschaften 
nimmt zu. Es gab etliche Fälle, bei denen Häuser von Christen mit Steinen beworfen und Graffiti an 
Kirchen geschrieben wurden, etwa das Wort "Sekte". Art und Intensität der Verfolgung sind je nach 
Region unterschiedlich.  
 
Die Lage ist im zentralen und südlichen Teil Russlands angespannter als in Sibirien und den fernöstli-
chen Regionen. In Dagestan und anderen kaukasischen Regionen werden Christen nicht nur vom Staat 
(Ortsbehörden, dem Geheimdienst FSB sowie der Polizei) verfolgt, sondern auch von Muslimen. Viele 
zum Christentum Bekehrte praktizieren ihren Glauben in kleinen, diskreten Hausgruppen.  
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Nord-Kenia (Vorjahr: 50) 
Das zu 80 Prozent christliche Kenia hat einige nördliche und östliche Landesteile, in denen Muslime die 
Bevölkerungsmehrheit stellen. Dabei handelt es sich um die Nordostprovinz, wo muslimische ethnische 
Somalier leben, den inneren Landesteil der Ostprovinz, wo muslimische Boranas und Somalier wohnen, 
und den östlichen Teil der Küstenprovinz, wo muslimische Suahelis leben, ein von Bantus und Arabern 
abstammendes Mischvolk. In diesen Gebieten im Landesinneren werden Christen und Gläubige mit 
muslimischem Hintergrund diskriminiert und verfolgt. Die Bewertung der Verfolgung hat sich im Be-
richtszeitraum positiv entwickelt, da nur wenige Zwischenfälle gemeldet wurden.  
 
In der Ortschaft Moyale haben Muslime Christen des Ortes, allesamt Mitglieder einer evangelikalen 
Gemeinde, angegriffen, verletzt und bedroht. Drei weitere Entwicklungen sind für die Zukunft interreli-
giöser Beziehungen wichtig: 2010 wurde eine neue Verfassung angenommen, in der unter anderem die 
Rechtsprechung durch Scharia-Gerichte auf das gesamte Land ausgedehnt wurde. Auch der Kompe-
tenzbereich dieser Gerichte wurde erweitert. Der Widerstand der Kirche gegen die neue Verfassung 
wurde von der Regierung negativ aufgenommen. Im Gegensatz hierzu begrüßte man die für die neue 
Verfassung benötigte muslimische Unterstützung. Der muslimische Bevölkerungsanteil (3,39 Mio.) hat 
sich in den vergangenen zwanzig Jahren mehr als verdoppelt (Volkszählung von 2009). Eine wesentli-
che Ursache für diesen Zuwachs ist der Zustrom somalischer Flüchtlinge (2,4 Mio.). Sie haben sich vor 
allem im nördlichen und östlichen Landesteil sowie in Eastleigh, Nairobi, niedergelassen. Hier gesellen 
sich einerseits die somalischen Reichen zu den kenianischen reichen Muslimen, und andererseits rekru-
tieren radikale Al-Shabaab-Ableger die Kinder der Armen für den Kampf in Somalia. Ihnen wird ein 
extremistischer Islam beigebracht und somalische Apostaten sowie Kenianer werden mit dem Tode 
bedroht.  
 
 
Alle Informationen und die Platzierungen des Weltverfolgungsindex finden Sie 
auch unter www.opendoors-de.org 
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